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36. Gemeinderatssitzung 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am 17.09.2015 um 18.30 Uhr im Sitzungszimmer des Gemeindeamtes über die 
öffentliche Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Gottlieb Gösweiner  
Maria Benedetter 
Wolfgang Benedetter 
Wolfgang Eibl 
Daniela Auerbach 
Ing. Anton Santner 
Ing. Harald Humpl 
Ing. Jürgen Steinbichler  
Leopoldine Sanglhuber 
Daniel Huemer 
Irmgard Gansterer 
 
entschuldigt: 
Vizebgm. DI Marietta Metzker 
 
erschienene Ersatzmitglieder: 
Elfriede Steinhäusler 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: keine 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene 
Gemeinderatssitzung. Er stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle 
Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen 
wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit Tagesordnung am 07. September 2015 an der 
Gemeindeamtstafel kundgemacht. Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die 
Beschlussfähigkeit ist gegeben. Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift 
über die letzte Sitzung vom 09.07.2015 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im 
Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Bevor der 
Vorsitzende mit der Tagesordnung beginnt, erläutert er, dass der 1. Tagesordnungspunkt 
„Neuerstellung der Lustbarkeitsabgabeordnung aufgrund der Neuregelung der Rahmenbedingungen, 
Beschlussfassung“ auf eine spätere Gemeinderatssitzung verschoben wird, da Muster für neue 
Verordnungen vom Oö. Gemeindebund erarbeitet werden, diese aber noch nicht zur Verfügung 
stehen. Die Gemeinde sollte eine derartige Musterverordnung abwarten. 
Danach leitet der Vorsitzende auf die Tagesordnung über. 
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T a g e s o r d n u n g 
 
 

1. Neuerstellung der Lustbarkeitsabgabeordnung aufgrund der Neuregelung der 
Rahmenbedingungen, Beschlussfassung 

2. Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales für die Gewährung von 
Bedarfszuweisungsmitteln zum Alpinen Schiweltcup 2016 in Hinterstoder (ÖSV-Regionalpaket), 
Beschlussfassung 

3. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 03.09.2015, Vorlage im Gemeinderat 
4. Pachtvertrag mit dem Sportverein ASVÖ Rosenau – Edlbach über die gemeindeeigene 

Sportanlage beim Gemeindebauhof – Beratung und Beschlussfassung 
5. Ansuchen der Bewegungsvolksschule Rosenau um Übernahme der Fahrtkosten für die 

Schwimm- und Schifahrten für das Schuljahr 2015-2016, Beschlussfassung 
6. Ansuchen des Gemeindekindergarten Rosenau/Hp. um Übernahme der Fahrtkosten für die 

Schwimm- und Schifahrten für das Kindergartenjahr 2015-2016, Beschlussfassung 
7. Sportanlagensanierung, Nachtragsangebot der Fa. Hannes Schmid zur Errichtung einer 

Stützmauer aus Steinen vor dem Zugang zum Sportplatz, Beschlussfassung einer 
Auftragsvergabe 

8. Angebot der Fa. LEDITION zur Projekterstellung für die Umstellung der Straßenbeleuchtung auf 
LED, Beratung und Beschlussfassung 

9. ASYLQUARTIERE, Beratung 
10. Werkvertrag mit DI Rolf H. Rakusch über die Prüfmaßnahmen im Zuge der Erstellung des 

digitalen Leitungskatasters, der Bestandsdatenerhebung & Reinigungsarbeiten für den 
Ortskanal und anteilsmäßig für den RHV Großraum Windischgarsten, Beratung und 
Beschlussfassung 

11. Auftragsvergabe „Erstellung digitaler Leitungskataster für den Kanal, Bestandsdatenerhebung 
& Reinigungsarbeiten“ (Vergabevorschlag Projektant DI R.H. Rakusch), Beratung und 
Beschlussfassung 

a)  Anteil am  RHV Großraum Windischgarsten,  
b) Ortskanal Rosenau am Hengstpaß 

12. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
13. Bericht des Bürgermeisters 
14. Allfälliges 

 

 

 

Beschlüsse: 
1. Neuerstellung der Lustbarkeitsabgabeordnung aufgrund der Neuregelung der 

Rahmenbedingungen, Beschlussfassung 
Dieser Tagesordnungspunkt wird, wie schon zu Beginn der Sitzung begründet, von der Tagesordnung 
gestrichen und die Beratung dazu auf eine der nachfolgenden Sitzungen verschoben. 
 

2. Finanzierungsplan der Direktion Inneres und Kommunales für die Gewährung von 
Bedarfszuweisungsmitteln zum Alpinen Schiweltcup 2016 in Hinterstoder (ÖSV-Regionalpaket), 
Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach informiert über die Zusendung des Finanzierungsplanes der Direktion Inneres und 
Kommunales zur Gewährung von Bedarfszuweisungsmitteln an die Regionsgemeinden zum Alpinen 
Schiweltcup 2016 in Hinterstoder (ÖSV-Regionalpakte). Er liest den Finanzierungsplan vom 19. August 2015 
vor und ersucht um dessen Beschlussfassung. 
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Er erläutert zusätzlich, dass der Gesamtbetrag über € 220.000 an den ÖSV als Regionalpaket für die Abhaltung 

der Weltcupveranstaltung angewiesen wird und die anteiligen Finanzierungsbeiträge der Regionsgemeinden den 

Bedarfszuweisungsmitteln der jeweiligen Gemeinde angerechnet werden. Für die Gemeinde Rosenau bedeutet 

dies einen anteiligen Finanzierungsbeitrag von € 24.444,--. Der Finanzierungsplan wird von allen 9 

Regionsgemeinden beschlossen. Um die Flüssigmachung der vorgesehenen Bedarfszuweisungsmittel kümmert 

sich die Standortgemeinde Hinterstoder. Seinem Antrag auf Beschlussfassung des vorgetragenen 

Finanzierungsplan bestätigen alle Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Handzeichen. 
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3. Prüfbericht Prüfungsausschuss vom 03.09.2015, Vorlage im Gemeinderat 

Da am 03. September 2015 eine Prüfungsausschusssitzung stattgefunden hat, liest der Bürgermeister den 
Prüfbericht vom 03.09.2015 vollinhaltlich vor. 

 
 

Die Gemeinderatsmitglieder nehmen den Prüfbereicht ohne weitere Wortmeldungen zur Kenntnis. 
 

4. Pachtvertrag mit dem Sportverein ASVÖ Rosenau – Edlbach über die gemeindeeigene 
Sportanlage beim Gemeindebauhof – Beratung und Beschlussfassung 

Rechtzeitig vor offizieller und feierlicher Eröffnung der gemeindeeigenen Sportanlage beim Gemeindebauhof 
konnte eine Pachtvertragsvereinbarung mit den Vorstandsmitgliedern des ASVÖ Rosenau-Edlbach 
einvernehmlich entworfen werden. Damit die Pachtvertragsvereinbarung vom Pächter, dem ASVÖ Rosenau-
Edlbach mit Unterschrift bestätigt werden kann, sollte dieser vorher im Gemeinderat vollinhaltlich beschlossen 
werden. Der Vorsitzende trägt daher den Pachtvertragsentwurf für die Sportanlage vollinhaltlich vor und 
ersucht um dessen Beschlussfassung. 
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Nach einem Erstenwurf durch die Gemeinde Rosenau/Hp. (Bürgermeister und Amtsleiter) und einer 

Besprechung mit den Sportvereinsobmann und Sportausschussobmann Ing. Jürgen Steinbichler wurde der 

Vertragsentwurf auch vom Vorstand des Sportvereines nochmals überarbeitet und von diesem bereits 

einstimmig beschlossen.  

Ing. Jürgen Steinbichler erläutert, dass der Pachtvertrag anlässlich der Fraktionssitzung der ÖVP genau gelesen 

wurde. Dabei wurde eine etwas komplizierte Formulierung zur Pachtdauer festgestellt. Die 4 Jahre Pachtdauer 

sind eindeutig formuliert, auch die erstmalige Verlängerung nach diesen 4 Jahren bei einem beidseitigen 

Kündigungsverzicht aber, dass sich der Vertrag dann immer wieder alle 4 Jahre verlängert, wenn beidseitig 

nicht gekündigt wird, geht nicht eindeutig hervor. Einen Abänderungsantrag stellt er und auch die ÖVP-

Fraktion deswegen nicht. Auf Antrag des Vorsitzenden wird der Pachtvertragsentwurf von allen 

Gemeinderatsmitgliedern einstimmig per Handzeichen beschlossen. Pachtbeginn ist somit der 01.10.2015. Einer 

Unterzeichnung des Pachtvertrages anlässlich der Eröffnungsfeier am 19.09.2015 steht somit nichts entgegen. 
 

5. Ansuchen der Bewegungsvolksschule Rosenau um Übernahme der Fahrtkosten für die 
Schwimm- und Schifahrten für das Schuljahr 2015-2016, Beschlussfassung 

Wie jedes Jahr im Sommer hat auch heuer die Bewegungsvolksschule um Übernahme bzw. Mitfinanzierung 
der Buskosten für die Schwimm- und Schifahrten der Volksschule angesucht. Bgm. Auerbach liest das 
Ansuchen vom 03.07.2015 vor und beantragt eine Mitfinanzierung über € 1.000, wie bereits in den Vorjahren 
zu den Buskosten für Schwimm- und Schifahrten der Volksschule. 

 
Seinem Antrag stimmen wiederum alle Gemeinderatsmitglieder einstimmig per Handzeichen zu. 
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6. Ansuchen des Gemeindekindergarten Rosenau/Hp. um Übernahme der Fahrtkosten für die 
Schwimm- und Schifahrten für das Kindergartenjahr 2015-2016, Beschlussfassung 

Auch der Gemeindekindergarten hat das Ansuchen um Mitfinanzierung der Buskosten für Schwimm- und 
Schifahrten der Kindergartenkinder 2015-2016 über € 500,-- gestellt. Wiederum liest der Bürgermeister das 
Ansuchen vom 07.09.2015 vor und beantragt die Beschlussfassung, der Kindergartenleitung € 500,-- an 
Finanzierungsbeitrag zu den Buskosten für Schwimm- und Schifahrten im Kindergartenjahr 2015-2016 zur 
Verfügung zu stellen.  

 
Seinem Antrag stimmen wiederum alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen mit der Hand zu. 
 

7. Sportanlagensanierung, Nachtragsangebot der Fa. Hannes Schmid zur Errichtung einer 
Stützmauer aus Steinen vor dem Zugang zum Sportplatz, Beschlussfassung einer 
Auftragsvergabe 

Bgm. Auerbach informiert, dass sich im Zuge der Sanierungsarbeiten für die gemeindeeigene Sportanlage 
beim Gemeindebauhof herausgestellt hat, dass die Abböschung zum Eingang auf den Multifunkionssportbelag 
verbreitert werden muss. Anstelle einer Betonmauer hatten sich die verantwortlichen Mitarbeiter für eine 
Steinmauer aus RECON Stützsteinen entschieden. Zum einen sehen diese viel besser aus und kommen 
wahrscheinlich günstiger als an dieser Stelle 19 lfm Stützmauer zu betonieren. Aus diesem Grund hat man 
sich die Steinmauer von der Fa. Schmid Transport GmbH anbieten lassen. Da man dieses Nachtragsangebot 
eigentlich im Kreise des Gemeindevorstandes beschließen wollte, hatten sich die 
Gemeindevorstandsmitglieder die Angebotslegung vor Ort auf der Baustelle angesehen und der 
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Beschlussfassung mündlich zugesagt. Da aber aus terminlichen Gründen die zuletzt geplante 
Gemeindevorstandssitzung vom 08.09.2015 abgesagt werden musste und die Errichtung dieser Steinmauer 
aber dringend vom zuständigen Gremium bestätigt werden müsste, hat der Vorsitzende die Beschlussfassung 
des Nachtragsangebotes heute in die Gemeinderatssitzung mit aufgenommen. Er liest das Angebot der Fa. 
Schmid Transporte GmbH vor und ersucht um Zustimmung per Handzeichen. 

 
Seinem Antrag auf Errichtung der Stützmauer mit dem angebotenen RECON Stützwandsystem der Fa. Schmid 

Transporte GmbH mit Gesamtkosten von € 6.953,04 brutto stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig 

mit einem Zeichen mit der Hand zu. 
 

8. Angebot der Fa. LEDITION zur Projekterstellung für die Umstellung der Straßenbeleuchtung auf 
LED, Beratung und Beschlussfassung 

Bgm. Auerbach weist auf die Bauausschusssitzung am 21.07.2015 hin zu der die Fa. LEDITION eingeladen 
war, um ihre Angebote für eine Projektierung zur Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED-Lampen 
vorzustellen. Zwecks Errechnung von Einsparpotentialen im Energieverbrauch und eventuell notwendigen 
Änderungen bei den Beleuchtungsanzahl und Beleuchtungsausrichtung müssten die Daten in der Gemeinde 
genau erhoben und darüber ein Projekt erarbeitet werden. Für die genaue Erhebung von Daten und 
Projektierung bzw. Planung einer Leuchtmittelumstellung hat die Fa. LEDITION nun ein Angebot zu diesen 
Leistungen erstellt. Dieses Angebot liest der Vorsitzende vor und beantragt die Grundsatzbeschlussfassung 
zur Umstellung der Straßenbeleuchtungsmittel auf LED und die Beauftragung der Fa. LEDITION mit der 
Datenerhebung und Projekterstellung.  
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Die Angelegenheit wurde im Bauausschuss bereits besprochen und eine Beauftragung durch den 
Gemeinderat beraten. Ing. Humpl führt allerdings an, dass durch eine Beauftragung der Fa. Ledition mit der 
Planung und Projekterarbeitung, diese einseitig auf deren Produkte (Lampen) abgestellt sein wird. Ihm ist aber 
auch bewusst, dass weder auf der Kommunalmesse noch sonst wo andere Firmen, die diese Leistungen 
(Projektierung und LED-Straßenlaternen) anbieten zu finden waren. Er selbst ist auch noch nicht dazu 
gekommen, Gegenangebote für eine LED-Umstellung der Straßenbeleuchtung einzuholen. Ihm persönlich 
gefallen die angebotenen Straßenlaternen sehr gut, aber er ist ein wenig skeptisch, ob diese 
Beleuchtungskörper auch der Bevölkerung gefallen. Bgm. Auerbach betont nochmals, dass es sich bei diesem 
Angebot nur um die Erarbeitung eines Konzeptes und Projektes handelt. Dabei wird die Anzahl, die Standorte 
und die notwendige Leistungsstärke der Beleuchtungskörper ermittelt und somit auch erst das gesamte 
Einsparungspotenzial errechenbar. Heute geht es noch nicht darum, wie die LED-Laternen aussehen sollten 
und von welcher Firma diese angekauft bzw. errichtet werden. Wenn es dann um die Beleuchtungskörper und 
die Errichtung dieser selbst geht, wird die Gemeinde ohnehin 3 Vergleichsangebote gemäß dem 
Bundesvergabegesetz einholen. Die Abwicklung der Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED wird Bgm. 
Auerbach im Außerordentlichen Haushalt und über eine Zwischenfinanzierung (Darlehen, Contracting, 
Bedarfszuweisungsmittel vom Gemeinderessort) abwickeln. Dabei würden auch diese Kosten zur 
Projekterstellung bereits dem Vorhaben angerechnet werden. Frau Irmgard Gansterer erzählt, dass auch die 
Fa. MARK soeben dabei ist, die Beleuchtung auf LED umzustellen. Sie ist der Ansicht, dass die 
Projekterarbeitung, wie sie von der Fa. Ledition angeboten wurde, nichts kosten darf. Die Arbeit und Lampen 
selbst werden durch die Kosteneinsparung beim Energieverbrauch finanziert. Sie würde daher vorschlagen, 
dieses Thema vor einer Beauftragung weiterhin im Umwelt- und Energieausschuss zu beraten. Außerdem 
weiß zurzeit der Gemeinderat nicht, ob eine bessere noch hellere Beleuchtung von so manchen Einwohnern 
überhaupt erwünscht ist. Sie meint, dass jetzt schon an so mancher Stelle die Beleuchtung  unerwünscht in die 
Schlafzimmer erfolgt. Ing. Humpl weiß aber, dass bei den LED-Beleuchtungskörper ein gezielteres Beleuchten 
einstellbar wird. Wolfgang Eibl weist darauf hin, dass für eine Umstellung auf LED nicht mehr solange Zeit ist, 
da die Natriumdampflampen, wie sie die Gemeinde Rosenau/Hp. hat nicht mehr lange hergestellt werden. 
Daniel Huemer meint, dass die LED-Lampenreparaturen viel teurer sein werden als jene der 
Natriumdampflampen. Bgm. Auerbach gibt ihm zwar recht,  jedoch haben die LED-Lampen eine wesentlich 
längere Lebensdauer, nämlich 100.000 Betriebsstunden. Damit erreicht man auch eine viel längere 
Garantiezeit als bei den herkömmlichen Natriumdampflampen. Notwendige Reparaturen und der Austausch 
von Lampen und Laternen innerhalb der Garantiezeit erfolgt dann durch die Herstellerfirma. Auch das 
Argument der Energiekostenersparnis von 50 – 80 % zwingt die Gemeindeverantwortlichen gemäß dem Gebot 
der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit eigentlich zu einer raschen Entscheidungsfindung. Die Umstellung und 
Änderung auf LED-Lampen betrifft jetzt einmal nur die Köpfe der Straßenlaternen. Ob die Masten verkürzt 
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oder verlängert werden müssen, stellt sich eigentlich erst bei der Projekterarbeitung heraus. Eine 
Ausschreibung für die Umstellung der Leuchten auf LED-Lampen kann erst nach einer entsprechenden 
Datenerhebung und Projekterstellung (Analyse) gemacht werden. Bei dieser werden dann ohnehin weitere 
Angebote im Vergleich zur Fa. Ledition eingeholt. Nach einer langen Diskussion einigen sich die beiden 
Fraktionen auf eine Beauftragung der Fa. Ledition mit der Datenerhebung und Projekterarbeitung. Die 
Beschlussfassung und Auftragsvergabe gemäß Angebot der Fa. Ledition wird auf Antrag des Vorsitzenden 
von den Gemeinderatsmitgliedern bis auf die Stimme von Irmgard Tramberger (sie stimmt gegen die 
Beauftragung der Fa. Ledition) per Zeichen mit der Hand beschlossen. 
 

9. ASYLQUARTIERE, Beratung 
Bgm. Auerbach fasst die Diskussionen der Vergangenheit zu den ASYLQuartieren in Dambach 46 (ehemalige 
Straßenmeisterei) zusammen und kann von den ersten Flüchtlingen berichten, die heute einquartiert wurden. 
Dabei handelt es sich um 1 Frau mit 3 Kindern aus Afghanistan, weitere 10 Menschen aus Afghanistan und 
Irak sollen noch folgen, wobei wieder 2 Kinder dabei sind. Mit Bürgermeisterkollegen Ing. Norbert Vögerl 
konnte er inzwischen bereits vereinbaren, dass alle schulpflichtigen Flüchtlingskinder, die volksschulpflichtig 
sind, in die VS Rosenau/Hp. umgeschult werden. Mit den Flüchtlingskindern wird die Klassenteilungszahl für 
die ersten beiden Schulstufen in der VS Rosenau/Hp. erreicht. Ing. Humpl fragt nach, ob aufgrund der 
Flüchtlingskinder weitere Lehrkräfte mit entsprechenden Sprachkenntnissen erforderlich werden. Bgm. 
Auerbach kann die Frage mit nein beantworten, da die Kinder bereits Englischkenntnisse haben und über die 
englische Sprache kommuniziert und gelehrt wird. Bgm. Auerbach war bereits bei den Flüchtlingen und hat mit 
den Betreuerinnen die schulpflichtigen Kinder eingeschult. Er spricht von einer positiven Stimmung im Quartier 
aber auch in der unmittelbaren Nachbarschaft (Mühlreithsiedlung). Die Mutter mit den 3 Kindern hätte sogar 
die Absicht, bei Erreichen des ASYL-Status in Rosenau bleiben zu wollen. Nächste Woche Montag sollte eine 
Versammlung stattfinden, zu der die freiwilligen Helfer, die sich bei der Betreuung der ASYLANTEN einbringen 
wollen, geladen wurden. Dabei sollte in Erfahrung gebracht werden, wie man helfen und unterstützen kann 
und was für die Flüchtlinge eigentlich noch benötigt wird. Nach etwa 3 bis 4 Wochen sollen weitere 15 
ASYLANTEN kommen. Ing. Harald Humpl hätte eine Resolution des Gemeinderates vorbereitet, da er Herrn 
Hintermüller nicht vertraut und mehr als die 30 Einquartierungen befürchtet. Er möchte eine schriftliche 
Garantie oder Bestätigung, dass mit den vereinbarten 30 Flüchtlingsquartieren die Zuteilungsquote in 
Rosenau/Hp. mehr als erfüllt ist und die 30 Quartiere auch von der Landesregierung als Obergrenze anerkannt 
werden. Er ersucht den Bürgermeister seinen Resolutionsentwurf vorlesen zu dürfen. Selbstverständlich kann 
Herr Humpl den Resolutionsentwurf vortragen. 
GEMEINDE ROSENAU AM HENGSTPASS 

Bundesministerin Mag.a Johanna Mikl-Leitner  
Landeshauptmann Dr. Josef Pühringer 
Landesrätin Mag.a Gertraud Jahn  
Landesrat Dr. Manfred Haimbuchner 
Bezirkshauptmann Dr. Dieter Goppold 
 

RESOLUTION 

gegen die Unterbringung von weiteren Asylanten in der Gemeinde Rosenau am Hengstpaß 

Der Gemeinderat der Gemeinde Rosenau am Hengstpaß  spricht sich in der Gemeinderats-Sitzung vom 17. September 

2015 gegen die geplante Unterbringung von mehr als 15 Flüchtlingen in der ehemaligen Straßenmeisterei und das 

Aufstellen von Containern für noch mehr Flüchtlinge im Bereich der "Mühlreith-Siedlung" in der Gemeinde Rosenau am 

Hengstpaß aus.  

Der Eigentümer der ehemaligen Straßenmeisterei beabsichtigt weitere Flüchtlinge im Areal unterzubringen. Dies wohl nur 

aus ausschließlich gewinnorientierter Sicht. Wer Flüchtlinge aufnimmt, soll das aus humanitären Gründen tun und 

keinesfalls soll es eine Geschäftemacherei mit dem Leid von Flüchtlingen sein. Die Leidtragenden sind ausschließlich 

unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger.                                                

Der Eigentümer der Liegenschaft wohnt "natürlich" nicht in unserer Gemeinde und ist somit auch in keinem Fall 

persönlich davon betroffen.    

Daher protestieren wir auf das Schärfste gegen die Art und Weise, wie dieses Vorhaben durchgeführt werden soll.  

Wir richten unsere Bedenken an Bund und Land OÖ und fordern gleichzeitig, dass die vom Bund vorgesehene Quote von 

1,5 Prozent für Gemeinden auch in Rosenau am Hengstpaß so umgesetzt wird und keinesfalls noch mehr Asylanten in 

unserer Gemeinde untergebracht werden. 



881 

 
Unsere einwohnermäßig kleine Gemeinde Rosenau am Hengstpaß hat nur 669 Einwohner. Im betroffenen Ortsteil 

"Mühlreith" wohnen gerademal 150 Personen in unmittelbarer Nachbarschaft zu dem Objekt der ehemaligen 

Straßenmeisterei.   

Wir fordern ein Umdenken bei der Zuteilung von Flüchtlingen!  

Wir fordern, das "Recht auf kommunale Selbstverwaltung" zu schützen und auch die kommunale Daseinsvorsorge zu 

sichern. 

Wir lehnen diese Zwangsmaßnahmen des Bundes ab, in Kleinstgemeinden wie Rosenau eine Konzentration von 

Asylwerbern unterzubringen! 

Rosenau war seit Kriegsende immer ein korrekter Partner in Flüchtlingsfragen. Ob 1956 bei der Ungarnkrise oder in den 

neunziger Jahren bei der Jugoslawienkrise. Doch so ein Ansinnen, in unserer kleinen Gemeinde eine große Anzahl an 

Asylanten unterzubringen ist absolut nicht tragbar! 

Ein Flüchtlingsghetto in unserer kleinen Gemeinde zu errichten wäre ein absolut falsches Signal! Eine geballte 

Ansammlung von Asylanten führt erfahrungsgemäß zu enormen Spannungen und folglich zu massiven Problemen für 

unsere Bevölkerung, aber auch für die betroffenen, schutzsuchenden Asylanten. 

Wir haben großes Verständnis für das Leid von Flüchtlingen. Doch auch wir haben in unserer Gemeinde viele Menschen 

die sehr arm sind und mit geringstem Einkommen leben müssen. Und gerade um diese Menschen sollen und müssen wir 

uns zuallererst kümmern! 

Unsere Gemeinde Rosenau ist für soviele Asylanten völlig ungeeignet. Es fehlt in unserer Gemeinde an allem. Wir haben 

keinen Nahversorger, keinen Arzt, keine ausreichenden Beschäftigungsmöglichkeiten, keinen Fußballplatz, kaum freie 

Arbeitsplätze, keine Ausbildungsplätze usw..  

Wir sind der Meinung, dass 15 Asylanten in der alten Straßenmeisterei genug sind! Das sind 10 Prozent der 

Wohnbevölkerung unserer "Mühlreithsiedlung" und immerhin 2,24 Prozent der Gesamtbevölkerung der 

Gemeinde Rosenau am Hengstpaß.  

Natürlich müssen wir den Flüchtlingen helfen. Doch man muss sie gerecht auf alle Gemeinden verteilen. 

 

Der Gemeinderat! 

 

Rosenau, am 17. September 2015 

 
Danach fragt Herr Humpl, ob der Gemeinderat diese Resolution im Gemeinderat beschließen wolle. Bgm. 
Auerbach und die Gemeinderatsmitglieder der SPÖ sprechen sich gegen einen Gemeinderatsbeschluss aus. 
Vor einer Beschlussfassung müsste der Resolutionsentwurf nochmals überarbeitet werden. Außerdem gibt es 
von Herrn Hintermüller das Versprechen, dass er nicht mehr als 30 ASYLANTEN einquartieren wird. Ein 
derartiges Misstrauen gegenüber dem Objekteigentümer scheint nicht angebracht zu sein. Was allerdings vom 
Gemeinderat gemacht werden könnte, wäre dieses Versprechen, 30 ASYLQUARTIERE und nicht mehr zur 
Verfügung zu stellen und auch keine Containerstandorte im Bereich seiner Liegenschaft zu planen, schriftlich 
bestätigen zu lassen. Auch Gottlieb Gösweiner meint, dass eine schriftliche Bestätigung von Herrn 
Hintermüller in dieser Angelegenheit ausreiche. Dazu liest der Bürgermeister eine email von Herrn Rothberger 
(Geschäftsführer der Fa. Hintermüller) vom 24. August 2015 vor.  
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Eigentlich gibt es bereits eine Bestätigung darüber, dass das Containerdorf gefallen ist. Die Beschränkung auf 
15 ASYLANTEN, wie im Resolutionsentwurf vorgesehen, ist ohnehin nicht mehr möglich. Die Fa. Hintermüller 
auf diese Weise zu provozieren, scheint auch für den Vorsitzenden nicht geeignet zu sein. Auch die erwähnte 
Quote an der Anzahl der Siedlungsbewohner zu bemessen, ist auch für das Land nicht relevant. Dazu bringt 
der Vorsitzende die Beantwortung des Amtes der Oö. Landesregierung zur Resolution der Mühlreithsiedlung 
gegen die ASYLQUARTIERE vom 16.09.2015 zur Vorlesung: 
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Ing. Humpl hat Verständnis dafür, den Resolutionsentwurf nochmals zu überarbeiten und zieht daher seinen 
Antrag auf Beschlussfassung zurück. Bgm. Auerbach will die Resolution in einer der nächsten 
Gemeinderatssitzung nochmals überarbeitet beraten. Dennoch will der Gemeinderat eine schriftliche 
Bestätigung der Fa. Hintermüller einfordern, dass maximal  30 ASYLQUARTIERE angeboten werden. Eine 
Beschlussfassung erfolgt keine. Ing. Humpl erzählt von einem Telefonanruf des Büros des LH Dr. Josef 
Pühringer anlässlich dem er gebeten wurde, bei der Bürgerversammlung zum Thema „ASYLQUARTIERE in 
Dambach 46“ keine Wortmeldungen abzugeben. Dennoch hätte er das Büro des LH Dr. Josef Pühringer 
gebeten, eine schriftliche Bestätigung für die Anzahl von max. 30 ASLQUARTIEREN in Rosenau/Hp. zu 
erhalten. Diese Bestätigung konnte jedoch vom Büro nicht ausgestellt werden. Daraus schließt Herr Humpl, 
dass die Zuteilungsquote von 1,5 % je Gemeinde nur vorläufig Gültigkeit hat und jederzeit mit einer 
Gesetzesänderung wieder verändert werden kann. Bgm. Auerbach informiert danach von der 
Bürgermeisterkonferenz, wo auch über die Zuteilung von Flüchtlingen an die Gemeinden diskutiert wurde. 
Dabei hat der Vorsitzende festgestellt, dass es jedenfalls nicht so sein kann, dass gewisse Gemeinden, wie 
Windischgarsten, Edlbach oder Roßleithen keine Flüchtlinge zugewiesen bekommen. Dieses Statement hatte 
er auch schon bei Fr. LR Gertraud Jahn persönlich abgegeben. Frau Jahn konnte zumindest bestätigen, dass 
in Windischgarsten ASYLQUARTIERE geplant sind. Ing. Humpl gibt in dieser Angelegenheit zu, dass auch 
ihm aufgefallen ist, dass vor den Gemeinderatswahlen am 27.09.2015 hauptsächlich SPÖ-Gemeinden mit 
dem ASYLTHEMA konfrontiert wurden und gerade in unserer Gegend die ÖVP-Gemeinden damit verschont 
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wurden. Dazu kann Bgm. Auerbach wiederum berichten, dass Bgm. Ägidius Exenberger aus Spital am Pyhrn 
anlässlich der Bürgermeisterkonferenz festgestellt hat, dass die Bürgermeister des Bezirkes Kirchdorf/Krems 
ab dem 28.09.2015 alle inklusive der ÖVP-Bürgermeister Flüchtlinge zugeteilt bekommen werden. 
Abschließend bestätigt Bgm. Auerbach nochmals, eine Bestätigung für die Anzahl von max. 30 
ASYLQUARTIEREN von Herrn Hintermüller einzufordern und eine abgeänderte RESOLUTION des 
Gemeinderates in einer der nächsten Sitzungen zu behandeln. 
 

10. Werkvertrag mit DI Rolf H. Rakusch über die Prüfmaßnahmen im Zuge der Erstellung des 
digitalen Leitungskatasters, der Bestandsdatenerhebung & Reinigungsarbeiten für den 
Ortskanal und anteilsmäßig für den RHV Großraum Windischgarsten, Beratung und 
Beschlussfassung 

Der nächste Tagesordnungspunkt zur Auftragsvergabe „Erstellung des digitalen Kanalleitungskataster, die 
Bestandsdatenerhebung und die Reinigungsarbeiten“ wurden vom Kanalprojektanten der Regionsgemeinden 
und des RHV Großraum Windischgarsten erarbeitet und ausgeschrieben. Selbstverständlich ist auch für diese 
Arbeiten und die weitere Begleitung und Bauaufsicht in dieser Angelegenheit zunächst mit einem Werkvertrag 
schriftlich zu vereinbaren. Die Vorteile, dass die Fa. Rakusch sämtliche Kanalstränge der betroffenen 
Regionsgemeinden projektiert hatten, überwiegen dermaßen, dass keine anderen Angebote zur Projektierung 
und Bauaufsicht der Arbeiten eingehoben wurden. Bgm. Auerbach liest an dieser Stelle den 
Werkvertragsentwurf vor und beantragt die Beschlussfassung des Werkvertrages inhaltlich sowie die 
Beauftragung des Projektanten R.H. Rakusch mit sämtlichen im Werkvertrag beschriebenen Leistungen. 
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Zusätzlich erinnert der Bürgermeister an die Grundsatzbeschlussfassung in der letzten Gemeinderatssitzung in 
dieser Angelegenheit. Da der Werkvertrag bereits bei den Fraktionsunterlagen zur Sitzung dabei war, kennen 
die Gemeinderatsmitglieder den Vertrag und bestätigen den Antrag des Vorsitzenden und der Vertragssumme 
über € 30.000 netto ohne MwSt. einstimmig per Handzeichen. 
 

11. Auftragsvergabe „Erstellung digitaler Leitungskataster für den Kanal, Bestandsdatenerhebung 
& Reinigungsarbeiten“ (Vergabevorschlag Projektant DI R.H. Rakusch), Beratung und 
Beschlussfassung 

a)  Anteil am  RHV Großraum Windischgarsten,  
Zusätzlich zum Vergabevorschlag des Projektanten Rolf H. Rakusch wurde dieser Vorschlag vom Amt der Oö. 
Landesregierung Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft, Abt. Oberflächengewässerwirtschaft geprüft und mit 
Schreiben vom 01.09.2015 bestätigt. Den Vergabevorschlag sowie den Prüfbericht liest der Vorsitzende vor, 
obwohl beide Unterlagen ebenfalls Bestandteile der Fraktionsunterlagen zur gegenständlichen 
Gemeinderatssitzung waren. Der im Prüfbericht als nicht förderfähigen Anteil über € 9.345,17 beschriebenen 
Anteil kann Bgm. Auerbach als Betrag erklären, der nur die Gemeinden Spital am Pyhrn und Roßleithen 
betrifft, deshalb braucht er bei der Kalkulation für die Gemeinde Rosenau/Hp. nicht berücksichtigt werden. 
Weiters erläutert Bgm. Auerbach, dass Punkt 11a) eigentlich gestrichen werden kann, da die Beauftragung für 
den Verbandskanal durch die Verbandsversammlung des RHV Großraum Windischgarsten erfolgt und die 
Gemeinde lediglich die Beauftragung für den Ortskanal vornehmen kann.  
 

b) Ortskanal Rosenau am Hengstpaß 
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Anschließend beantragt Bgm. Peter Auerbach die Beschlussfassung der Auftragsvergabe, wie im 
Vergabevorschlag beschrieben an die Fa. Swietelsky-Faber Kanalsanierung GmbH als Bestbieter. Seinem 
Antrag über eine anteilige Auftragssumme für die Gemeinde Rosenau/Hp. von € 66.113,-- stimmen die 
Gemeinderatsmitglieder einstimmig per Handzeichen zu. Bgm. Auerbach erläutert weiters, dass mit dem 
heutigen Beschluss bereits Montag nächste Woche das Vergabegespräch mit der Fa. Swietelsky-Faber 
Kanalsanierung GmbH stattfinden wird. Die Kamerabefahrung für die Zone I wäre ja schon 2014 fällig 
gewesen. Sie wurde mit Übereinstimmung des Amtes der Oö. Landesregierung auf das Jahr 2015 verschoben 
und deshalb werden noch im Herbst die Zonen I und II kamerabefahren. Bei den anderen Gemeinden 
Windischgarsten und Edlbach wird vor den Gemeinderats-Wahlen am 27.09.2015 keine Gemeinderatssitzung 
mehr stattfinden. Die Beschlüsse in dieser Angelegenheit müssen erst im Spätherbst in den neugewählten 
Gremien beschlossen werden.  
 

12. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Der Obmann vom Umwelt- und Energieausschuss, Wolfgang Benedetter informiert über die abgehaltene 
Ausschusssitzung am 20.07.2015, bei der die Themen Dichtheitsprüfungen der Senkgruben, Aktualisierung 
des Abwasserkatasters zur Neuberechnung des Aufteilungsschlüssels innerhalb des RHV Großraumes 
Windischgarsten und die Überarbeitung der Müllgebührenordnung behandelt wurden. Anträge an den 
Gemeinderat bzw. Beschlüsse innerhalb des Ausschusses wurden dabei keine erstellt. Frau Tramberger fragt 
nach, ob alle betroffenen Objekteigentümer in der Sache „Senkgrubendichtmachung“ angeschrieben wurden. 
AL Sölkner erläutert, dass bisher die Objekteigentümer in der Siedlung „GW Krestenberg“ angeschrieben 
wurden, die davon betroffen sind, dass in diesem Bereich der Kanalbauabschnitt 07 „GW Krestenberg“ nicht 
zustande kommt. Alle übrigen müssen mit dem im Ausschuss vereinbarten erst konfrontiert werden. Dann 
weiß aber Frau Tramberger, dass ihre Schwester, Gerlinde Hirner (ebenfalls Objekteigentümer im Bereich 
„GW Krestenberg“) jedenfalls keine Mitteilung von der Gemeinde erhalten hat. AL Sölkner wird nachsehen, 
eigentlich hätte auch Fr. Hirner bereits ein Schreiben in Sachen „Dichtmachung der Senkgrube“ oder 
Errichtung einer dem Stand der Technik entsprechenden Abwasserentsorgungsanlage bereits erhalten 
müssen. Fr. Tramberger vermutet, dass der Pächter des Objektes Dambach 16, Peter Spanring, das 
Schreiben erhalten hat. Außerdem gibt sie im Gemeinderat bekannt, dass ihre Schwester das Anwesen 
Dambach 16 verkaufen möchte. Den Bürgermeister und Bauhofleiter Wolfgang Eibl ersucht sie um eine 
vorhergehende Absprache, sollte wieder einmal so etwas, wie die Sanierung der gemeindeeigenen 
Zufahrtsstraße zu den Anwesen Dambach 121, 122 und 123 gemacht werden. Bgm. Auerbach setzt aber in 
solchen Angelegenheiten schon voraus, dass sich die Nachbarn untereinander bei derartigen Sanierungen, die 
die Gemeinde finanzieren muss und nur für die Anrainer dort von Nutzen sind, absprechen. Er fand es daher 
nicht notwendig, mit allen Grundnachbarn in dieser Angelegenheit Kontakt aufzunehmen. Dennoch ersucht 
Frau Tramberger in Zukunft um eine vorherige Verständigung, wenn wieder einmal so etwas anliegt. Im 
Anschluss diskutieren die Gemeinderatsmitglieder über die Notwendigkeit, den GW Krestenberg zu sanieren. 
Die Setzungen entlang der Straße werden immer tiefer und der WEV Eisenwurzen hat keine finanziellen Mittel 
zur Sanierung. Allerdings schlägt er vor, ein Fahrverbot für Fahrzeuge > 3,5 t zu verordnen. Die 
Gemeindeverantwortlichen können aber nicht vorher eine touristische Attraktion „Panoramaturm, Gastronomie, 
Bogensportparcours, Rundwanderweg“ errichten und danach eine Anreise mit 50-Sitzer-Bussen ausschließen. 
Bgm. Auerbach erinnert daran, dass eigentlich Umweltausschussobmann Wolfgang Benedetter am Wort war. 
Dieser geht noch ein wenig auf die Aktualisierung des Abwasserkatasters ein, der aktualisiert dem RHV 
Großraum Windischgarsten und dem Projektanten R.H. Rakusch übermittelt werden muss. Mit seinem Bericht 
ist er eigentlich schon am Ende.  
Die Arbeitskreistleiterin der Gesunden Gemeinde Maria Benedetter kann vom Erreichen eines Preises für die 
Aktion „Längster Mittagstisch – Mahlzeit Miteinander“ informieren. Dazu gab es eine Unterstützung über  
€ 300,--. Sie bedankt sich recht herzlich bei allen, die bei dieser Veranstaltung mitgeholfen haben.  
  

13. Bericht des Bürgermeisters 
Der Hauptteil des Berichtes des Bürgermeisters war eigentlich schon unter Tagesordnungspunkt 9 
„Asylquartiere“ enthalten. Dies war das Hauptthema neben den Gemeinderatswahlen, mit dem sich Bgm. 
Auerbach in den letzten Wochen auseinandersetzen musste.  
Nachdem es allerdings heute die letzte Gemeinderatssitzung in dieser Zusammensetzung ist, informiert er 
über das Datum der konstituierenden Gemeinderatssitzung am 05. November 2015 im Sitzungszimmer. Dieser 
Termin wurde bereits dem Bezirkshauptmann zwecks den Angelobungen bekannt gegeben. Nichts desto trotz 
möchte sich der Vorsitzende für die Zusammenarbeit in den letzten 6 Jahren bedanken. Ein großer Anteil an 
den über 100 Gemeinderatsbeschlüssen konnte einstimmig gefasst werden. Er plediert auf einen noch fairen 
Wahlkampf während der letzten Tage vor den Neuwahlen. Die Mitglieder der Wahlbehörde ersucht er, am 27. 
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September 2015 um 6.30 Uhr pünktlich im Wahllokal (Gemeindeamt Rosenau/Hp.) einzutreffen. Auch an die 
Eröffnungsfeier der sanierten Sportanlage am Samstag, den 19.09.2015 ab 10.30 Uhr erinnert er und lädt 
dazu nochmals ein. 
 

14. Allfälliges 
Da es keine Wortmeldung zum Tagesordnungspunkt gibt, beendet der Vorsitzende die Gemeinderatssitzung 
um 20.10 Uhr. 

 
 
 

Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer    ___________________________ 

 
 
 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 17.09.2015 keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen Einwendungen der 
beigeheftete Beschluss gefasst wurde. 
 
 
 
Rosenau, 05.11.2015   Der Vorsitzende: 
 

 
      ____________________________ 
 
 
 
Maria Benedetter 
GR, Fraktionsobfrau SPÖ   ___________________________ 
 
 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
GR, Fraktionsobmann ÖVP   ___________________________ 


